
den werde. Als beispielhafte Inst i tut ion 
wurde der interministerielle Ausschuß für 
Menschenrechte bezeichnet, der sich s tän­
dig mit der Überprüfung legislativer und ad­
ministrativer Maßnahmen im Hinblick auf ihre 
Vereinbarkeit mit den Menschenrechten be­
faßt. Kritik entzündete sich an der Tatsache, 
daß Frauen der Zugang zum Militär- und Po­
lizeidienst verwehrt werde. Die Vertreter Ita­
liens erklärten dazu, daß dieses Problem er­
neut überprüf t werde. Betrof fen zeigte sich 
der Ausschuß darüber, daß die Untersu­
chungshaf t in best immten Fällen bis zu acht 
Jahre dauern kann. 
III. Individualbeschwerden: Bei der Unter­
suchung von drei Individualbeschwerden 
nach dem Fakultat ivprotokol l kam der Aus­
schuß während seiner 10. Tagung zu einem 
endgül t igen Ergebnis, das in Form der Auf­
fassungen gemäß Art.5(4) des Protokol ls 
veröffent l icht wurde. In allen drei Fällen 
wurde eine Ver letzung des Paktes durch 
Uruguay gerügt . Die Beschwerdeführer Tor­
res Ramirez, Millän Sequeira und Grille 
Mot ta sind uruguayische Staatsbürger, die 
heute in Mexiko leben. Alle drei befanden 
sich aufgrund der sogenannten sofor t igen 
Sicherhei tsmaßnahmen (Prompt Security 
Measures) nach dem 23. März 1976, dem 
Tag, an dem der Pakt für Uruguay in Kraft 
trat, in Haft. Während dieser Haft kam es 
nach der Überzeugung des Ausschusses zu 
Verstößen gegen Art .7 (Folterverbot) und 
10(1) (Gebot der Ach tung der Menschen­
würde von Gefangenen) in den Fällen Torres 
Ramirez und Grille Mot ta, gegen Art.9(1) 
(Verbot der wil lkürl ichen Festnahme und In­
haftierung) im Falle Torres Ramirez, gegen 
Art.9(3) (Gebot der unverzügl ichen Vor füh­
rung und Aburte i lung in angemessener Zeit) 
in den Fällen Millän Sequeira und Grille Mot­
ta, gegen Art.9(4) (habeas corpus) in allen 
drei Fällen, Art.14(1) (Grundsätze eines fai­
ren Verfahrens) im Falle Millän Sequeira und 
14(3) (Mindestgarant ien im Strafverfahren, 
insbesondere das Recht auf einen Verteidi­
ger) in den Fällen Torres Ramirez und Millän 
Sequeira. Die Regierung Uruguays hatte die 
Menschenrechtsverstöße in den drei Fällen 
pauschal bestr i t ten. Der Ausschuß sah darin 
keine hinreichende Mitwirkung an der Klä­
rung des Falles im Sinne von Art.4(2) des 
Fakultat ivprotokol ls; gefordert werden kon ­
krete Stel lungnahmen zum Einzelfall, etwa 
wenn der Betroffene namentl ich Personen 
nennt, die ihn gefol tert haben. Durch diese 
Anforderungen an die Wider legung von Rü­
gen hat der Ausschuß den Grundstein für ei­
nen effizienten Schutz der Menschenrechte 
durch das Individualbeschwerdeverfahren 
gelegt. 
IV. Auf der 11. Tagung nahm der Ausschuß 
im Konsensverfahren ein Grundsatzpapier 
über die weitere Prüfung von Staatenberich­
ten nach Art .40 des Paktes an, das in der 
Zeit vom 13. bis zum 17. Oktober 1980 erar­
beitet worden war. Die darin niedergelegten 
Leitl inien beziehen sich auf die Formul ierung 
al lgemeiner Bemerkungen nach Art.40(4) 
des Paktes, in die die Erfahrungen einfließen 
sol len, die der Ausschuß bei der Prüfung 
von Staatenber ichten gesammelt hat, und 
die unter anderem die Staaten zu verstärk­
ten Akt ivi täten zum Schutz der Menschen­
rechte anregen sol len. Bezug nehmen sollen 
diese Bemerkungen auf die Ausführung der 
Paktbest immungen im al lgemeinen, aber 
auch auf Fragen zur Anwendung einzelner 

Art ikel . Insgesamt fühlt sich der Ausschuß 
zu einem konstrukt iven Zwiegespräch mit 
den Vertragsstaaten verpf l ichtet. Zu den we ­
sent l ichen Grundsätzen des Papiers zählt 
es, daß der Ausschuß für die Folgeberichte 
nach Art.40(1b) einen Turnus von drei bis 
vier Jahren für wünschenswer t erachtet. 
Um den Vertragsstaaten die Erstel lung von 
Erstber ichten zu er leichtern, soll eine Zu ­
sammenste l lung der Fragen erarbeitet wer­
den, die im Hinblick auf die verschiedenen 
Bes t immungen des Paktes von den Sach­
verständigen am häufigsten gestellt werden. 
Außerdem soll künft ig nach jeder Ber ichts­
prüfung eine systemat ische Analyse der 
Fragen und Antwor ten durchgeführ t wer­
den, um die Auswer tung der Ergebnisse zu 
er leichtern. KS 

Chile-Sonderberichterstatter der Menschen­
rechtskommission sieht weitere Verschlechte­
rung der Lage (13) 

(Die fo lgenden Ausführungen setzen den 
Bericht in VN 2/1980 S.66 fort.) 

Der neueste Bericht über die Menschen­
rechtssi tuat ion in Chile (UN-Doc A/35 /522 
v.23.10.1980), die der Sonderber ichterstat ­
ter gemäß Resolut ion 21 (XXXVI) der Men­
schenrechtskommiss ion vom 29. Februar 
1980 erstellt hat, wiederhol t im wesent l ichen 
die Vorwürfe f rüherer Berichte. Im Gegen­
satz zu den vor igen Ber ichten vermag sich 
dieser nicht mehr auf Angaben durch die 
Regierung Chiles zu stützen. Diese hat aus 
Protest gegen den vorigen Bericht ihre Z u ­
sammenarbei t mit der Menschenrechts ­
kommiss ion eingestellt . Sie bezeichnete das 
Vorgehen der Kommiss ion als eine Verlet­
zung des Prinzips der Staatengleichheit, der 
Souveränität sowie des Gebots der zwi­
schenstaat l ichen Zusammenarbei t . 
Der Sonderber ichterstat ter glaubt eine wei ­
tere Verschlechterung der Menschen­
rechtssi tuat ion feststel len zu können. Im 
einzelnen wird etwa der Machtzuwachs der 
Sicherheitskräfte gerügt. Sie hätten die 
Mögl ichkeit , Opposit ionel le für drei Monate 
zu depor t ieren und Verdächt ige — auch 
ohne Haftbefehl — für bis zu 20 Tage in Haft 
zu halten. In dieser Zeit seien die Inhaftierten 
wei tgehend schutz los und Mißhandlungen 
wie Folter ausgesetzt . Im Juli und August 
1980 seien Personen verschwunden. Selbst 
wenn die chi lenischen Behörden wegen Fol­
te rungen ermit te l ten, gelinge es ihnen nicht, 
die Schuldigen festzustel len. Gerügt wird in 
diesem Zusammenhang eine Zunahme der 
Verhaftungszahlen. Diese wird auf Festnah­
men als Reaktion auf terror ist ische An ­
schläge in Santiago zurückgeführ t , wobei 
von diesen Festnahmen nur Opposit ionel le 
betrof fen worden seien. 
Verurtei l t werden auch, wie es heißt, pol i­
t isch motivierte Ent lassungen von Hoch­
schul lehrern (die Regierung Chiles beruft 
sich offenbar auf Haushaltsgründe) sowie 
die Diszipl inierung von Studenten. Der Son­
derber ichterstat ter betont, daß es eine Frei­
heit von Forschung und Lehre in Chile nicht 
gebe. 
Ebenfalls gerügt wi rd die Einschränkung der 
Gewerkschaftsfreiheit . Agieren können da­
nach nur die zugelassenen Gewerkschaf ten 
in dem von der Regierung gesetz ten Rah­
men. 

Auch eine Presse- und Rundfunkfreiheit exi­
stiert nach Ansicht des Sonderber ichter­
stat ters nicht; die Massenmedien hätten 
sich einer Selbstzensur unterwerfen müs­
sen. 
Besonders kr i t isch beurteil t wird die Lage 
der e ingeborenen Bevölkerung sowie die 
schlechte wir tschaft l iche Situation im Lan­
de. 
Mit 95 gegen 8 St immen bei 39 Enthaltungen 
übernahm die UN-Generalversammlung am 
15. Dezember 1980 in ihrer Resolut ion 
35/188 die Beurtei lung des Sonderber icht ­
erstat ters. 

Wo 

Unterkommission zur Verhütung von Diskriminie­
rung und für Minderheitenschutz: Studie über In­
ternationale Regelungen zum Schutz der Men­
schenrechte von Nicht-Staatsangehörigen — De­
klarationsentwurf (14) 

I. Inwieweit das bestehende Inst rumenta­
r ium des internationalen Menschenrechts ­
schutzes die Rechte von Personen gewähr­
leistet, die nicht die Staatsangehörigkei t des 
Landes besi tzen, in dem sie leben, unter­
sucht die Sachverständige Baroness Elles 
(Großbritannien) in einem Bericht für die Un­
terkommiss ion (UN-Doc. E/CN.4/Sub.2/ 
392/Rev. 1). Die Studie wurde unter anderem 
zur Beantwor tung der Frage erstell t , ob eine 
Deklaration der Weltorganisat ion über die 
Menschenrechte dieser Personengruppe 
notwendig sei. Sie diente als Grundlage 
erster Beratungen über einen diesbezügl i ­
chen Erklärungsentwurf (UN-Doc.A/35/363 
v.28.8.1980) in einer Arbe i tsgruppe des 
3. Hauptausschusses der Generalversamm­
lung, die sich unter Vorsi tz des Schweden 
Nordenfei t von Mitte Oktober bis Mitte No­
vember 1980 mit d iesem Problem befaßte. 
Erneut soll s ich auf der 36. Generalversamm­
lung eine Arbe i tsgruppe dem Thema w id ­
men (UN-Doc.A/Res/35/199 v.15.12.1980). 
II. Nach einem kurzen histor ischen Über­
blick, in dem die Entwicklung des recht l i ­
chen Status von Ausländern von der gr iechi­
schen Polis bis zur Gegenwart umrissen 
wird, geht die Ber ichterstat ter in zunächst 
auf die nach ge l tendem Völkerrecht für den 
Ausländerschutz zuständigen Rechtssub­
jekte ein. Als dessen Garanten kommen in 
Betracht : die Völkerrechtsgemeinschaf t , der 
Gaststaat, der Heimatstaat, Dri t tstaaten (im 
Rahmen des Treuhandschaf tsregimes und 
als Schutzmächte) , internationale Organisa­
t ionen, Organe des internationalen Men­
schenrechtsschutzes und Regionalorgani­
sat ionen. Sodann wird der Kreis der Schutz­
bedürf t igen näher best immt. Unterschiedl i ­
che Gruppen von Nicht-Staatsangehör igen 
unterl iegen dif ferenzierten recht l ichen Re­
gelungen, die besonderen pol i t ischen, wir t­
schaft l ichen und bio logischen Gegebenhei ­
ten Rechnung tragen sol len. Daher ergeben 
sich Besonderhei ten hinsichtl ich des Status 
von Ausländern im al lgemeinen, Flüchtl in­
gen, Staatenlosen, Arbe i tsemigranten 
(>Gastarbeitern<), nationalen Minderhei ten, 
Frauen und Kindern. 
Schwerpunktmäßig analysiert der Bericht 
die internationalen Menschenrechts ins t ru ­
mente im Hinblick auf Freiheitsgewährlei­
s tungen für die genannten Kategorien von 
nicht Staatsangehörigen Personen. Obwohl 
die Staatsangehörigkei t in der Regel nicht 
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Gegenstand der Diskr iminierungsverbote in 
den einschlägigen Schutzabkommen ist (mit 
wenigen Ausnahmen, z.B. im ILO-Überein-
k o m m e n Nr.110 über den Mut terschutz) , ist 
auch den nicht Staatsangehörigen Personen 
ein gewisser Freiheitsbereich international 
verbürgt : Im Bereich der wir tschaft l ichen, 
sozialen und kulturellen Rechte garantieren 
die internationalen Pakte, verschiedene ILO-
Konvent ionen, die Flücht l ingskonvent ion, 
das Übere inkommen über die Rechtsste l ­
lung der Staatenlosen und verschiedene 
regionale Verträge best immte Freiheiten un­
abhängig von der Staatsangehörigkeit des 
einzelnen. So steht das Recht auf Arbei t ge­
mäß Art.6 Abs.1,7 des internationalen Pak­
tes über wirtschaft l iche, soziale und kul tu­
relle Rechte jedermann zu, ebenso das 
Streikrecht (Art.8), das auch durch den Pakt 
über bürgerl iche und polit ische Rechte ver­
b ü r g t w i r d (Art.22). In einem ILO-Abkommen 
ist das Koali t ionsrecht garantiert (Nr.87). Auf 
die Angehör igen der Mitgl iedstaaten be­
schränkt sind die Freiheiten des EWG-Ver­
t rages. Als fundamentales kulturelles Recht 
ist das Recht auf Erziehung zu nennen, das 
der Pakt, die Flücht l ingskonvent ion, das 
Übere inkommen über die Rechtsstel lung 
der Staatenlosen und das UNESCO-Über-
e inkommen gegen Diskriminierung im Un­
ter r ich tswesen anerkennen. 
Herausragende Bedeutung für den grund­
recht l ichen Status auch der Nicht-Staatsan­
gehör igen kommt Art .4 des Paktes über 
bürger l iche und poli t ische Rechte zu : Diese 
Bes t immung verbietet in ihrem Absatz 2, 
daß selbst im Falle des öffentl ichen Notstan­
des best immte Rechte außer Kraft gesetzt 
werden , darunter namentl ich das Recht auf 
Leben, das Folter- und Sklavereiverbot und 
die Religionsfreiheit. Einen besonderen 
Schutz bietet als regionales Instrument die 
Europäische Menschenrechtskonvent ion, 
deren Freiheiten allen Individuen im Hoheits­
bereich ihrer Vertragsstaaten zu gewähren 
sind. Nahezu allgemeine Anerkennung ge­
nießen de iure das Habeas-corpus-Prinzip 
und der freie Zugang zu den Gerichten. Die 
wesent l ichen pol i t ischen Rechte behält die 
Mehrhei t der Staaten ihren Staatsangehöri­
gen vor. A u c h der internationale Pakt über 
bürger l iche und pol i t ische Rechte garantiert 
z.B. das Wahlrecht (Art.25) nur den Staats­
bürgern. 
Von vitalem Interesse für die Gruppe der 
Nicht-Staatsangehör igen sind Fragen der 
Asy lgewährung, der Ausweisung und A b ­
sch iebung sowie der Ausl ieferung. Die All­
gemeine Erklärung der Menschenrechte, 
die, ohne unmittelbare Rechtswirkungen zu 
erzeugen, das gemeinsame Ideal für den in­
ternat ionalen Menschenrechtsschutz setzt, 
bes t immt in Art.14 A b s . 1 , daß jedermann 
das Recht habe, in anderen Ländern vor Ver­
fo lgung Asyl zu suchen und zu genießen. Ein 
Anspruch auf Asyl, wie ihn das Grundge­
setzt in Art.16 anerkennt, ist damit nicht ga­
rantiert; ihn kennt das Völkerrecht nicht. Es 
herrscht vielmehr die Meinung vor, daß die 
Staaten von ihrem Recht auf Asy lgewährung 
nicht gegenüber jedermann Gebrauch ma­
chen sol l ten. Grundsätze über die Asylge­
währung enthalten die amerikanische Men­
schenrechtskonvent ion und die OAU-Ko-
vent ion über besondere Aspek te des 
Flücht l ingsproblems in Afr ika. Für die Pro­
blematik von Ausweisung und Absch iebung 
best immt die Flücht l ingskonvent ion in Art . 

33, daß Flüchtl inge und Asylbewerber nicht 
an das Verfolgerland überstel l t werden dür­
fen. Dieser Grundsatz der Nicht -Zurückwei­
sung gilt aber nicht für Ausländer im allge­
meinen. Fragen der Ausl ieferung sind Ge­
genstand regionaler Regelungen und bilate­
raler Vert räge; bei der Ausl ieferungspraxis 
der Staaten sind zumindest Ansätze für die 
Berei tschaft erkennbar, das Leben und die 
Freiheit des Betrof fenen zu schützen. 
Noch stärkere Bedeutung als für andere 
Schutzob jek te der Menschenrechtsgaran­
t ien haben deren Einschränkungsmögl ich­
keiten für Ausländer und andere nicht 
Staatsangehörige Personen. Grundsätzl ich 
steht es den Staaten frei, Staatsangehörige 
und Nicht-Staatsangehörige unterschiedl ich 
zu behandeln, wie dies z.B. in bezug auf die 
pol i t ischen Rechte die vorherrschende Pra­
xis ist. Unterscheidung darf aber nicht zu 
Diskriminierung führen. Aus diesem Grunde 
dürfen die international garantierten Men­
schenrechte nur in begrenztem Umfange 
eingeschränkt bzw. außer Kraft gesetzt wer­
d e n ; dabei ist auch eine Differenzierung zwi­
schen Ausländern und Staatsangehörigen 
zulässig, diese darf aber nicht wil lkürl ich er­
fo lgen. 
Ein wirksamer Schutz des Nicht-Staatsan­
gehör igen ist nur dann zu gewährleisten, 
wenn er best immte Pfl ichten gegenüber 
d e m Gaststaat erfüllt; in erster Linie ist er 
zur Befolgung der Gesetze des Gastlandes 
verpfl ichtet. Da eine effektive Garantie von 
Rechten nur mögl ich ist, wenn diese auch 
durchsetzbar sind, geht die Studie abschl ie­
ßend auf die Rechtsschutzmögl ichkei ten für 
die betrof fenen Personenkreise ein. Auf in­
ternationaler Ebene stehen der Rassendis­
kr iminierungsausschuß, Organe der ILO, der 
Menschenrechtsausschuß und das Verfah­
ren nach der ECOSOC-Resolut ion 1503 
(XLVIII) zur Ver fügung; auf regionaler Ebene 
sind besonders die beiden Organe der Euro­
päischen Menschenrechtskonvent ion in 
Straßburg, der Europäische Gerichtshof und 
die Inter-amerikanische Menschenrechts­
kommiss ion hervorzuheben. Probleme kön­
nen sich aus der sich überschneidenden Zu ­
ständigkeit verschiedener Organe ergeben, 
wie z.B. zwischen dem Menschenrechtsaus­
schuß und dem Straßburger Gerichtshof für 
Menschenrechte. Die Berichterstat ter in 
zieht aus ihrer Untersuchung insgesamt die 
Schlußfolgerung, daß das Problem des Aus­
länderschutzes nicht ört l ich oder zeitl ich be­
grenzt ist und daß deshalb ein universeller 
Lösungsansatz notwendig sei. Ein wel twei ­
ter Schutz der Menschenrechte von nicht 
Staatsangehörigen Personen ist derzeit 
nicht gewährleistet. Wirksamste Form des 
Ausländerschutzes ist der diplomatische 
Schutz durch den Heimatstaat. Bewährt ha­
ben sich auch regionale Schutzeinr ichtun­
gen wie die Kommission und der Ger ichts­
hof in Straßburg. Die Verfahren auf interna­
tionaler Ebene wie die Beschwerdemögl ich­
keit vor dem Menschenrechtsausschuß sind 
e ; n hoffnungsvol ler Ansatz; insgesamt ist 
das internationale Schutzsystem aber 
schwerfäl l ig und wenig effektiv. Da kein spe­
ziell den Schutz der Menschenrechte des 
Nicht-Staatsangehörigen betref fendes In­
st rument existiert und da das vorhandene 
Instrumentar ium diesen Personenkreis nur 
mangelhaft berücksicht igt , empfiehlt die 
Sachverständige die Annahme einer Erklä­
rung über die Menschenrechte von Individu­

en, die nicht Staatsangehörige des Landes 
sind, in dem sie leben. 
III. Der Deklarat ionsentwurf, der der Ar­
bei tsgruppe des 3. Hauptausschusses der 
UN-Generalversammlung im Herbst 1980 
vorlag, umfaßt zehn Art ikel . Darin werden 
behandelt der Anwendungsbere ich der Er­
klärung, Pfl ichten des Ausländers gegen­
über dem Gaststaat, ein Min imum von Rech­
ten, die dem Nicht-Staatsangehörigen trotz 
legit imer Differenzierung zwischen Auslän­
dern und Staatsangehör igen zustehen (Art.4 
des Entwurfs) , Grundsätze zum Auswei ­
sungsverfahren (Art.7), zur Enteignung 
(Art.9) und Garantien über den freien Ver­
kehr von Ausländern mit den konsular ischen 
und dip lomat ischen Ver t re tungen ihres Hei­
matstaates (Art. 10). 

Dem Schutz der Rechte von ausländischen 
Wanderarbei tern und ihren Familien soll eine 
eigene Konvent ion gewidmet werden. Mit 
den Vorarbei ten zu diesem Rechts instru­
ment befaßte sich in der Zeit vom 8. Oktober 
bis zum 19. November 1980 unter Vorsi tz 
des Mexikaners Gonzalez de Leon eine wei ­
tere Arbe i tsgruppe des 3. Hauptausschus­
ses, die auf der Grundlage der Resolut ion 
34/172 der Generalversammlung vom 
17. Dezember 1979 tätig wurde (vgl. UN-
Doc.A/C.3/35/13v.25.11.1980). Ein Konven­
t ionsentwurf wurde in diesem ersten Sta­
dium der Beratungen noch nicht erarbei­
tet. 

In bezug auf den Deklarat ionsentwurf über 
den Grundrechtsschutz von nicht Staatsan­
gehör igen Personen wurde bisher nur eine 
provisor ische Übereinst immung über den 
Wort laut der ersten beiden Best immungen 
erzielt, über die Definition des Begrif fs 
>alien< in Art.1 und über Art .2, der vorsieht, 
daß der Ausländer die Gesetze des Gast­
staates zu beachten und dessen Sitten und 
Überl ieferung zu respekt ieren habe. Als pro­
blemat isch erwies sich dabei vor allem die 
uneinheit l iche Terminologie, die im Staats-
angehör igkei ts- und Ausländerrecht der ver­
sch iedenen Staaten vorherrscht und eine 
Konsensbi ldung empfindl ich erschwert . KS 

Entkolonisierung und Treuhandfragen 

West-Sahara: Forderung nach Waffenstillstand 
und Volksabstimmung — OAE wünscht stärkere 
Einbeziehung der UNO (15) 

(Die fo lgenden Ausführungen setzen den 
Bericht in VN 2/1980 S.61f. fort.) 

Forderungen der OAE 

Der West-Sahara-Konfl ikt erfuhr auf der 
17. Gipfelkonferenz der Organisat ion der 
Afr ikanischen Einheit (OAU bzw. OAE) vom 
1.—4. Juli 1980 in Freetown, der Hauptstadt 
von Sierra Leone, eine dramat ische polit i­
sche Zuspi tzung. Zur Entscheidung stand 
die Aufnahme der A r a b i s c h e n Demokrat i ­
schen Republ ik Sahara< (ADRS) in die OAE. 
Von den 50 Mitgl iedstaaten s t immten 26 der 
Aufnahme zu, eine Mehrheit , die nach Art.28 
der Charta der OAE ausreichen sollte. Die 
knapp unter legene Minderheit a rgumen­
tierte jedoch, die Charta spreche von der 
Aufnahme »unabhängiger und souveräner 
Staaten« und diese Voraussetzungen erfülle 
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